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Koordinierungsstelle für Angelegenheiten betreffend die
kleinen Inselentwicklungsländer einzurichten, um die koordi-
nierte Durchführung des Aktionsprogramms auf nationaler,
subregionaler, regionaler und globaler Ebene zu unterstützen;

25. fordert die internationale Gemeinschaft auf, die
Durchführung des von der Konferenz der Vertragsparteien
des Übereinkommens über die biologische Vielfalt im Jahr
2006 auf ihrer achten Tagung verabschiedeten Arbeitspro-
gramms für die biologische Vielfalt von Inseln149, das eine
Reihe von Maßnahmen zur Behandlung inselspezifischer
Merkmale und Probleme vorsieht, verstärkt zu unterstützen;

26. ruft dazu auf, die Ausarbeitung und Umsetzung
nationaler Strategien für nachhaltige Entwicklung in allen
kleinen Inselentwicklungsländern weiter zu unterstützen;

27. befürwortet die Durchführung von Partnerschafts-
initiativen im Rahmen der Durchführungsstrategie von Mau-
ritius zur Unterstützung der nachhaltigen Entwicklung der
kleinen Inselentwicklungsländer;

28. bittet die kleinen Inselentwicklungsländer, auf ih-
ren einschlägigen zwischenstaatlichen Tagungen Bewertun-
gen des Überprüfungsprozesses und relevante Beiträge zu
prüfen;

29. fordert die internationale Gemeinschaft auf, die
Anstrengungen zur Überprüfung der mittels der Umsetzung
der Durchführungsstrategie von Mauritius erzielten Fort-
schritte bei der Verringerung der Gefährdung der kleinen
Inselentwicklungsländer zu unterstützen, unter anderem
durch die Erleichterung der Beteiligung der kleinen Inselent-
wicklungsländer an den Überprüfungsaktivitäten;

30. beschließt, den Unterpunkt „Weiterverfolgung und
Umsetzung der Strategie von Mauritius für die weitere
Durchführung des Aktionsprogramms für die nachhaltige
Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den Entwick-
lungsländern“ unter dem Punkt „Nachhaltige Entwicklung“
in die vorläufige Tagesordnung ihrer fünfundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

RESOLUTION 64/200

Verabschiedet auf der 66. Plenarsitzung am 21. Dezember 2009,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/64/420/Add.3, Ziff. 7)150.

64/200. Internationale Strategie zur Katastrophen-
vorsorge

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 44/236 vom
22. Dezember 1989, 49/22 A vom 2. Dezember 1994, 49/22 B
vom 20. Dezember 1994, 53/185 vom 15. Dezember 1998,
54/219 vom 22. Dezember 1999, 56/195 vom 21. Dezember

2001, 57/256 vom 20. Dezember 2002, 58/214 vom 23. De-
zember 2003, 59/231 vom 22. Dezember 2004, 60/195 vom
22. Dezember 2005, 61/198 vom 20. Dezember 2006, 62/192
vom 19. Dezember 2007 und 63/216 vom 19. Dezember 2008
sowie die Resolutionen des Wirtschafts- und Sozialrats
1999/63 vom 30. Juli 1999 und 2001/35 vom 26. Juli 2001
und unter Berücksichtigung ihrer Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003 über die integrierte und koordinierte Umset-
zung und Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Kon-
ferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirt-
schafts- und Sozialbereich,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005151,

in Bekräftigung der Erklärung von Hyogo152, des
Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung der Wi-
derstandskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Kata-
strophen153 und der gemeinsamen Erklärung der Sonderta-
gung über die Katastrophe im Indischen Ozean: Risikominde-
rung für eine sicherere Zukunft154, die von der Weltkonferenz
für Katastrophenvorsorge verabschiedet wurden,

sowie in Bekräftigung ihrer Rolle bei der Vorgabe poli-
tischer Leitlinien für die Umsetzung der Ergebnisse der gro-
ßen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Zahl
und das Ausmaß von Naturkatastrophen und ihre zunehmen-
den Auswirkungen in den letzten Jahren, die zu erheblichen
Verlusten an Menschenleben geführt und langfristig negative
soziale, wirtschaftliche und ökologische Folgen für die anfäl-
ligen Gesellschaften weltweit, insbesondere in den Entwick-
lungsländern, nach sich gezogen haben und die Herbeifüh-
rung ihrer nachhaltigen Entwicklung behindern,

sowie mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die
wachsenden Anforderungen, die die kombinierten Auswir-
kungen der gegenwärtigen globalen Herausforderungen, ein-
schließlich der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise, des
Klimawandels und der Nahrungsmittelkrise, an die Kapazitä-
ten der Mitgliedstaaten und des Systems der Vereinten Natio-
nen zur Vorbereitung auf Katastrophenfälle und zur Katastro-
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sowie in der Erkenntnis, dass es dringend geboten ist,
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8. erkennt an, dass jeder Staat selbst die Hauptverant-
wortung für seine nachhaltige Entwicklung und für die Er-
greifung wirksamer Maßnahmen zur Verringerung des Kata-
strophenrisikos trägt, namentlich für den Schutz der in seinem
Hoheitsgebiet befindlichen Menschen, seiner Infrastruktur
und anderer Güter des Landes vor den Auswirkungen von Ka-
tastrophen, so auch mittels der Durchführung und Weiterver-
folgung des Hyogo-Rahmenaktionsplans, und betont, wie
wichtig es ist, dass diese nationalen Bemühungen durch inter-
nationale Zusammenarbeit und internationale Partnerschaften
unterstützt werden;

9. erkennt außerdem an, dass sich die Mitgliedstaa-
ten um den Aufbau nationaler und lokaler Kapazitäten zur
Durchführung des Hyogo-Rahmenaktionsplans bemühen, na-
mentlich durch die Einrichtung nationaler Plattformen für
Katastrophenvorsorge, und ermutigt die Mitgliedstaaten, sol-
che Kapazitäten aufzubauen, sofern sie dies noch nicht getan
haben;

10. erkennt ferner an
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22. betont, wie wichtig die Verringerung des Katastro-
phenrisikos ist und welche höheren Verantwortlichkeiten
dem Sekretariat der Strategie daraus erwachsen, und ersucht
den Generalsekretär erneut, alle Möglichkeiten der Beschaf-
fung zusätzlicher Finanzmittel zu prüfen, um eine berechen-
bare und dauerhafte Finanzierung der Tätigkeit des Sekretari-
ats zu gewährleisten;

23. erkennt an, wie wichtig Frühwarnsysteme sind, er-
mutigt die Mitgliedstaaten, solche Systeme in ihre nationalen
Strategien und Pläne zur Verringerung des Katastrophenrisi-
kos zu integrieren, und ermutigt alle Beteiligten, bewährte
Praktiken in Bezug auf die Frühwarnung weiterzugeben und
hierfür die innerhalb des mit der Strategie verbundenen Sys-
tems bestehenden Mechanismen für den Informationsaus-
tausch zu nutzen;

24. betont, dass es geboten ist, ein besseres Verständ-
nis der Ursachen von Katastrophen und das Wissen darüber
zu fördern sowie auch Kapazitäten zu ihrer Bewältigung auf-
zubauen und zu stärken, unter anderem durch die Weitergabe
und den Austausch von Erfahrungen und technischem Wis-
sen, Bildungs- und Schulungsprogramme zur Verringerung
des Katastrophenrisikos, den Zugang zu sachdienlichen Da-
ten und Informationen, die Stärkung institutioneller Regelun-
gen und die Förderung der Mitwirkung und der Eigenverant-
wortung der Gemeinwesen durch Ansätze für das Manage-
ment von Katastrophenrisiken auf Gemeinwesenebene;

25. hebt hervor, dass sich die internationale Gemein-
schaft über die Soforthilfephase hinaus weiter engagieren und
die mittel- und langfristigen Rehabilitations-, Wiederaufbau-
und Risikominderungsmaßnahmen unterstützen muss, und
betont, wie wichtig es ist, in den am stärksten gefährdeten Re-
gionen, insbesondere in den für Naturkatastrophen anfälligen
Entwicklungsländern, langfristige Programme zugunsten der
Armutsbekämpfung, der nachhaltigen Entwicklung sowie im
Bereich des Managements der Verringerung des Katastro-
phenrisikos durchzuführen und anzupassen;

26. betont, dass es erforderlich ist, sich in umfassender
Weise mit der Risikominderung und der Anfälligkeit in Be-
zug auf alle Naturgefahren, einschließlich geologischer und
hydrometeorologischer Gefahren, zu befassen;

27. nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der Stra-
tegie eine weltweite Initiative zur Gewährleistung der Sicher-
heit von Schulen und Krankenhäusern durchgeführt und dabei
insbesondere in Maßnahmen zur Durchführung nationaler Be-
wertungen der Sicherheit bestehender Bildungs- und Gesund-
heitseinrichtungen bis 2011 und gegebenenfalls zur Erarbei-
tung und Durchführung konkreter Aktionspläne für sicherere
Schulen und Krankenhäuser bis 2015 investiert wird, und legt
den Mitgliedstaaten nahe, auf freiwilliger Basis darüber Be-
richt zu erstatten;

28. beschließt, den 13. Oktober als Datum für die Be-
gehung des Internationalen Tages der Katastrophenvorsorge
festzulegen160;

29. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung unter dem
Punkt „Nachhaltige Entwicklung“ einen Bericht über die
Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 64/201

Verabschiedet auf der 66. Plenarsitzung am 21. Dezember 2009,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/64/420/Add.5, Ziff. 14)161.

64/201. Dekade der Vereinten Nationen für Wüsten und 
die Bekämpfung der Wüstenbildung (2010-2020)

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/211 vom 23. De-
zember 2003, in der sie das Jahr 2006 zum Internationalen
Jahr der Wüsten und der Wüstenbildung erklärte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 62/195 vom
19. Dezember 2007, in der sie beschloss, aufgrund der vom
Verwaltungsrat des Umweltprogramms der Vereinten Natio-
nen auf seiner vierundzwanzigsten Tagung abgegebenen
Empfehlung162 das Jahrzehnt 2010-2020 zur Dekade der Ver-
einten Nationen für Wüsten und die Bekämpfung der Wüsten-
bildung zu erklären,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolutionen 61/202 vom
20. Dezember 2006, 62/193 vom 19. Dezember 2007 und




